
Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg 
 

IM NAMEN DES VOLKES 
 

URTEIL 
 

 
 
§ 626 BGB, § 186 StGB 
 

1. Einen in Sinne einer fristlose Kündigung „an sich“ rechtfertigenden 
Grund stellen u. a. grobe Beleidigungen dar, die nach Form und Inhalt 

eine erhebliche Ehrverletzung für den Betroffenen bedeuten (BAG, 10. 
Dezember 2009 - 2 AZR 534/08). Entsprechendes gilt, wenn der 

Arbeitnehmer bewusst unwahre Tatsachenbehauptungen über einen 

Kollegen aufstellt, insbesondere wenn die Erklärungen den Tatbestand 
der üblen Nachrede erfüllen 

 
2. Verbreitet eine Arbeitnehmerin eine unzutreffende Behauptung, die 

geeignet ist, den Ruf eines Kollegen erheblich zu beeinträchtigen (hier: 
die unzutreffende Behauptung, der Kollege sei wegen Vergewaltigung 

verurteilt worden) per WhatsApp an eine andere Kollegin, kann dies einen 
Grund darstellen, der den Arbeitgeber auch zur außerordentlichen 

Kündigung des Arbeitsverhältnisses berechtigt. 
 
LAG Baden-Württemberg, Urteil vom 14.03.2019, Az.: 17 Sa 52/18 
 
Tenor: 

 
1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des ArbG Stuttgart (24 Ca 1481/18) 
vom 10.04.2018 abgeändert und die Klage abgewiesen. 
 
2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin. 
 
3. Die Revision wird nicht zugelassen. 
 

 
Tatbestand: 

 
1 
Die am ... Oktober 1987 geborene Klägerin wurde zum 15. Februar 2018 (Donnerstag) 
von der Beklagten als kaufmännische Angestellte eingestellt. Die Parteien 
vereinbarten einen Bruttomonatsverdienst in Höhe von 2.100 € und eine Probezeit 
von 6 Monaten, innerhalb derer das Arbeitsverhältnis mit einer Kündigungsfrist von 
2 Wochen beendet werden können soll. 
 
2 
Nachdem sie ihre Tätigkeit für die Beklagte am 15. Februar 2018 aufgenommen 
hatte, besuchte die Klägerin am Samstag, den 17. Februar 2018, in ihrer Freizeit ein 
Café. Dort entwickelte sich ein Gespräch an der Bar mit ihrem Bekannten J. H. und 
weiteren flüchtigen Bekannten der Klägerin. Seitens Herrn H. und weiterer 
Gesprächsteilnehmer wurde geäußert, dass ein Mitarbeiter der Beklagten, Herr R. S., 
der gleichzeitig der Vater des Geschäftsführers S. S. ist, angeblich ein verurteilter 
Vergewaltiger sein soll. Diese Behauptung entspricht nicht den Tatsachen. Dies 
erfuhr die Klägerin erst später, im Zusammenhang mit ihrer Kündigung. 

https://www.iurado.de/?p=urteile&site=iurado&id=3668
https://www.iurado.de/?p=urteile&site=iurado&id=3668


 
3 
Im Anschluss an diese Unterhaltung informierte die Klägerin am selben Tag ihre 
Kollegin, S. D., mittels des Messenger-Dienst „WhatsApp“ über den Inhalt des 
Gesprächs, vor allem über das – unzutreffende – Gerücht, Herr R. S. sei ein 
verurteilter Vergewaltiger. 
 
4 
In der Konversation über WhatsApp heißt es auszugsweise (auf der rechten Seite die 
Nachrichten der Klägerin, auf der linken Seite die Nachrichten von Frau S. D, 
Mitarbeiterin der Beklagten): 
 
5 
„Ich weiß nicht, ob es stimmt, aber er [Herr R. S., Mitarbeiter der Beklagten und Vater 
des Geschäftsführers; Anm. des Gerichts] soll ein verurteilter Vergewaltiger sein, 
deswegen will ganz L. nichts mehr mit ihm zu tun haben. 
6 
S. [Frau S. D.; Anmerkung des Gerichts], ich werde jetzt ALLES unternehmen, dass 
wir BEIDE dort rauskommen. 
... 
 
7 
Jetzt bin ich geschockt. Ich wusste das er viel scheisse gebaut hat aber das .. 
8 
Ich habe auch die Augen aufgerissen. Habe erzählt, wo ich arbeite und die Leute 
erzählen mir sowas. 
9 
Ja gibt’s da irgendein Urteil oder so und wann soll das denn gewesen sein ? 
10 
Keine Ahnung, das haben die Leute nicht dazu gesagt, aber ganz EHRLICH für so 
jemanden werde ich nicht arbeiten. 
11 
Und DU auch nicht. 
12 
Ich lasse mir etwas einfallen. Mäuschen. 
13 
So was ist schon eine krasse Behauptung 
14 
Das haben mir mehrere Leute unabhängig von einander erzählt. 
... 
 
15 
Er soll früher wohl auch Betrug in der Versicherungsbranche durchgeführt haben. 
Das soll aber nie angezeigt worden sein. 
16 
… 
 
17 
Ich weiß es auch nicht, aber die Leute, die mir das erzählt haben, haben noch nie 
Mist erzählt. Bin auch schockiert gewesen, als ich das gehört habe. Hab sogar 
kurzzeitig überlegt, ihn mit den Behauptungen zu konfrontieren.“ 
18 
Die Klägerin hatte Frau D., die schon seit längerem für die Beklagte arbeitete, erst 
zwei Tage zuvor, am Tage ihrer Arbeitsaufnahme, im Betrieb kennengelernt. 
 
19 



Frau D. wiederum nahm noch an dem Tag, an dem sie von der Klägerin von der im 
Nachhinein falschen Behauptung Kenntnis erhielt, telefonisch Kontakt zum 
Geschäftsführer der Beklagten auf und bat um einen Gesprächstermin. In der 
anschließenden Unterredung, welche noch am gleichen Tag stattfand und in welcher 
neben dem Geschäftsführer S. S. auch dessen Vater R. S. anwesend war, informierte 
Frau D. über den Inhalt der WhatsApp-Kommunikation mit der Klägerin. 
 
20 
Der Geschäftsführer der Beklagten kündigte das Arbeitsverhältnis mit der Klägerin 
außerordentlich am Montag, den 19. Februar 2018, und hilfsweise ordentlich zum 6. 
März 2018. 
 
21 
Am 13. März 2018 erhob die Klägerin Kündigungsschutzklage. Sie ist der Ansicht, 
die fristlose Kündigung sei nicht rechtswirksam. Nachdem sie von dem Gerücht, dass 
der Mitarbeiter R. S., der Vater des Geschäftsführers, wegen Vergewaltigung 
verurteilt worden sein soll, gehört hatte, habe sie Anlass zur Sorge gehabt. Sie habe 
auf die Vertraulichkeit der Kommunikation per WhatsApp mit der Kollegin Frau D. 
vertraut. 
 
22 
Die Klägerin beantragte erstinstanzlich: 
 
23 
Es wird festgestellt, dass das zwischen den Parteien bestehende Arbeitsverhältnis 
durch die außerordentliche Kündigung der Beklagten vom 19. Februar 2018 nicht 
beendet worden ist, sondern bis zum Ablauf des 6. März 2018 fortbestanden hat. 
 
24 
Die Beklagte beantragte erstinstanzlich, 
 
25 
die Klage abzuweisen. 
 
26 
Sie ist der Ansicht, die fristlose Kündigung sei gerechtfertigt, weil sich die Klägerin 
wahrheitswidrige Behauptungen zu eigen gemacht habe. Zudem habe sie versucht, 
ihre Kollegin dazu zu bewegen, ihre Arbeitsstelle bei der Beklagten aufzugeben. Sie 
habe damit rechnen müssen, dass sich ihre Kollegin Frau D. wegen der Aufklärung 
des Sachverhaltes an den Arbeitgeber wenden würde. Die Klägerin habe nicht nur 
den Kollegen R. S. erheblich in Misskredit gebracht, sondern auch das Ansehen der 
Firma geschädigt und den Betriebsfrieden nachhaltig gestört. 
 
27 
Das Arbeitsgericht gab der Kündigungsschutzklage statt, soweit sie sich gegen die 
außerordentliche Kündigung richtete. Es liege kein Grund für eine außerordentliche 
Kündigung vor. Das Arbeitsverhältnis habe infolge ordentlicher Kündigung in der 
Probezeit mit Ablauf des 6. März 2018 geendet. Die Klägerin habe keinen Vorsatz 
bezüglich der Unwahrheit der Behauptung gehabt, sie habe vielmehr den falschen 
Behauptungen Dritter Glauben geschenkt. Ihr könne nur vorgeworfen werden, die 
gravierenden Anschuldigungen nicht näher hinterfragt zu haben, sondern diese zum 
Anlass genommen zu haben, ihre Kollegin Frau D. dahingehend zu beeinflussen, 
dass eine Weiterarbeit im Betrieb der Beklagten für sie beide nicht möglich sei, 
nachdem sie selbst den Behauptungen Glauben schenkte. Bei alldem habe die 
Klägerin auf die Vertraulichkeit der WhatsApp-Kommunikation vertraut, da die 
Mitteilung nicht in einem Gruppen-Chat, sondern in einer 2-er Kommunikation 
erfolgte. 



 
28 
Gegen das Urteil vom 12. Juli 2018, dem Prozessbevollmächtigten der Beklagten 
zugestellt am 30. Juli 2018 legte die Beklagte am 27. August 2018 Berufung ein. 
 
29 
Die Beklagte begründet ihre Berufung wie folgt: Die Klägerin habe keineswegs nur 
geglaubt, dass der Mitarbeiter R. S. ein verurteilter Vergewaltiger sei, sondern sei 
sogar fest davon ausgegangen. Das Arbeitsgericht habe unzutreffend unterstellt, die 
Klägerin habe ein klärendes Gespräch gesucht. Die Klägerin habe vehement auf die 
Kollegin D. eingewirkt, damit diese ihr Arbeitsverhältnis mit der Beklagten beendet. 
 
30 
Die Beklagte beantragt in der Berufungsinstanz: 
 
31 
Das Urteil des Arbeitsgerichts Stuttgart vom 12. Juli 2018, Az.: 24 Ca 1481/18, wird 
abgeändert und die Klage abgewiesen. 
 
32 
Die Klägerin beantragt, 
 
33 
die Berufung zurückzuweisen. 
 
34 
Die Klägerin trägt vor, sie habe auf den Wahrheitsgehalt der Äußerungen Dritter und 
auch auf die Vertraulichkeit der WhatsApp-Kommunikation mit der Kollegin 
vertraut. 
 

Entscheidungsgründe: 

 
35 
I. Zulässigkeit der Berufung 
 
36 
Die Berufung ist statthaft gem. § 64 Abs. 2 c) ArbGG. Die Berufung ist gem. § 66 Abs. 
1 Satz 1 ArbGG, §§ 519, 520 ZPO in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt worden. 
Sie genügt auch den Anforderungen von § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2-4 ZPO an eine 
ordnungsgemäße Begründung der Berufung. Die Beklagte greift das erstinstanzliche 
Urteil mit der Begründung an, es habe rechtsfehlerhaft den der Kündigung 
zugrundeliegenden Sachverhalt nicht als Grund für eine außerordentliche 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausreichen lassen. 
 
37 
II. Begründetheit der Berufung 
 
38 
Die Berufung der Beklagten ist begründet, weil das Arbeitsverhältnis der Parteien 
nicht erst aufgrund der hilfsweise ausgesprochenen ordentlichen 
Probezeitkündigung endete, sondern bereits durch außerordentliche Kündigung vom 
19. Februar 2018 mit sofortiger Wirkung. Die fristlose Kündigung vom 19. Februar 
2018 ist gem. § 626 Abs. 1 BGB wirksam. 
 
39 
1. Nach § 626 Abs. 1 BGB kann das Arbeitsverhältnis außerordentlich und fristlos 
gekündigt werden, wenn unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und 



unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden 
kann. 
 
40 
Dabei ist zunächst zu untersuchen, ob der Sachverhalt ohne seine besonderen 
Umstände „an sich“ und damit typischerweise als wichtiger Grund geeignet ist. 
Alsdann bedarf es der weiteren Prüfung, ob dem Kündigenden die Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des Falls und 
unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile jedenfalls bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist zumutbar ist oder nicht (BAG, 19. Juli 2012 – 2 AZR 989/11). 
 
41 
a) Einen in diesem Sinne die fristlose Kündigung „an sich“ rechtfertigenden Grund 
stellen u. a. grobe Beleidigungen des Arbeitgebers oder seiner Vertreter und 
Repräsentanten oder von Arbeitskollegen dar, die nach Form und Inhalt eine 
erhebliche Ehrverletzung für den Betroffenen bedeuten (BAG, 10. Dezember 2009 - 
2 AZR 534/08). Entsprechendes gilt, wenn der Arbeitnehmer bewusst unwahre 
Tatsachenbehauptungen über seinen Arbeitgeber und/oder Vorgesetzte bzw. 
Kollegen aufstellt, insbesondere wenn die Erklärungen den Tatbestand der üblen 
Nachrede erfüllen (BAG, 27. September 2012 – 2 AZR 646/11). 
 
42 
Ein wichtiger Grund für eine fristlose Kündigung kann insbesondere vorliegen, wenn 
der Arbeitnehmer zu Lasten eines Vorgesetzten den Tatbestand der üblen Nachrede 
(§ 186 StGB) erfüllt. Die Begehung von (Ehr-)Delikten zu Lasten des Arbeitgebers 
oder zu Lasten von Vorgesetzten ist grundsätzlich geeignet, einen die fristlose 
Kündigung „an sich“ rechtfertigenden Grund darzustellen. Dabei kommt es nicht auf 
die strafrechtliche Wertung an, sondern darauf, ob dem Arbeitgeber deswegen nach 
dem gesamten Sachverhalt die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses noch zuzumuten 
ist (BAG, 21. April 2005 - 2 AZR 255/04). Mit der Begehung einer Straftat verletzt 
der Arbeitnehmer zugleich in schwerwiegender Weise seine schuldrechtliche Pflicht 
zur Rücksichtnahme (§ 241 Abs. 2 BGB) und missbraucht das in ihn gesetzte 
Vertrauen. Ein solches Verhalten kann auch dann einen wichtigen Grund im Sinn 
des § 626 Abs. 1 BGB darstellen, wenn die rechtswidrige Handlung zu einem nur 
geringfügigen, möglicherweise zu gar keinem Schaden geführt hat (BAG, 10. Juni 
2010 - 2 AZR 541/09; Rn. 26). 
 
43 
b) Strafrechtlich ist im Ehrenschutz zwischen Beleidigung (§ 185 StGB), 
Verleumdung (§ 187 StGB) und übler Nachrede (§ 186 StGB) zu unterscheiden. 
 
44 
Im Unterschied zur einfachen Beleidigung erfasst der Tatbestand der üblen Nachrede 
das Behaupten oder Verbreiten von ehrenrührigen Tatsachen, wenn der 
Kundgabeempfänger nicht - oder zumindest nicht nur - der Betroffene ist. Im 
Unterschied zur Verleumdung setzt die üble Nachrede nicht voraus, dass der Täter 
weiß, dass die ehrenrührige Tatsachenbehauptung unwahr ist. 
 
45 
c) Weil § 186 2. Alt StGB für die Begehung der Tathandlung in öffentlicher Form oder 
unter Verbreitung von Schriften (§ 11 Abs. 3 StGB) einen höheren Strafrahmen 
vorsieht, ist für das Tatbestandsmerkmal „Verbreiten“ nicht erforderlich, dass die 
Tatsachenmitteilung an einen größeren Personenkreis gelangt oder gelangen soll. Die 
Mitteilung an nur einen Erklärungsempfänger reicht aus 
(Schönke/Schröder/Eisele/Schittenhelm, 30. Aufl. 2019, StGB § 186 Rn. 8 unter 
Verweis auf RG, 10. September 1897 - 2907/97; RGSt 30, 225). 



 
46 
d) Im Rahmen des § 186 StGB muss sich der Vorsatz zwar auf die Ehrenrührigkeit 
der verbreiteten Tatsache, nicht aber auf deren Unwahrheit oder Nichterweislichkeit 
beziehen, auch eine Sorgfaltswidrigkeit ist insoweit nicht erforderlich 
(Schönke/Schröder/Eisele/Schittenhelm, 30. Aufl. 2019, StGB § 186 Rn. 11). 
 
47 
e) Gegenüber der einfachen Beleidigung ist die üble Nachrede zwar nur in den Fällen, 
in denen der Täter sie öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften begeht, mit 
höherer Strafe bedroht. Aber sie ist bei abstrakter Betrachtung das Delikt mit dem 
höheren Unrechtsgehalt (vgl. Hilgendorf in: Laufhütte u.a., StGB Leipziger 
Kommentar, 12. Aufl. 2009, Rn. 2 zu § 186 StGB): im Vergleich zum 
unsubstantiierten Werturteil (z.B. Bezeichnung als „Idiot“) hat die gegenüber einem 
Dritten abgegebene Tatsachenäußerung als motiviertes Urteil mehr Gewicht. Das 
Werturteil ist in seiner Suggestivkraft vom Prestige des Täters abhängig. Tatsachen 
hingegen sprechen für sich. Deshalb ist es stärker als das Werturteil oder die 
Meinungsäußerung geeignet, den Kundgabeempfänger gegen den Betroffenen 
einzunehmen (vgl. Hilgendorf in: Laufhütte u.a., StGB Leipziger Kommentar, 12. Aufl. 
2009, Rn. 2 zu § 186 StGB). Im Interesse eines wirksamen Ehrenschutzes bedroht 
das Gesetz in § 186 StGB die ehrenrührige Tatsachenbehauptung nicht erst mit 
Strafe, wenn sie unwahr ist, sondern schon dann, wenn sie „nicht erweislich wahr“ 
ist. 
 
48 
2. Die Klägerin verbreitete über WhatsApp die objektiv unzutreffende Behauptung, 
Herr R. S. sei ein verurteilter Vergewaltiger. Diese Behauptung stellt eine 
ehrenrührige Behauptung dar, die zudem geeignet ist, den Betroffenen in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. Dass es sich bei der Behauptung um eine 
ehrenrührige Behauptung handelte, war der Klägerin bewusst. Dies ergibt sich 
bereits aus ihrer Formulierung „und deshalb will ganz L. mit ihm nichts mehr zu tun 
haben.“, dem gesamten Verlauf der Chat-Unterredung und aus ihrer Entscheidung 
heraus, wegen dieses Umstandes nicht mehr für die Beklagte arbeiten zu wollen. 
 
49 
Für das Verbreiten reicht die Weitergabe einer Tatsachenbehauptung an Dritte als 
Gegenstand fremden Wissens oder Behauptens (Regge/Pegel in Münchener 
Kommentar zum StGB, 3. Auflage 2017, Rn. 18 zu § 186 StGB). Im Gegensatz zum 
Behaupten ist hierbei nicht erforderlich, dass der Täter sich die fremde 
Tatsachenbehauptung selbst zu eigen macht. Für das Verbreiten reicht es aus, wenn 
er die fremde Behauptung nur an eine weitere Person weitergibt, dies auch, wenn 
dies vertraulich geschieht (Regge/Pegel, a..a.O.; 
Schönke/Schröder/Eisele/Schittenhelm, 30. Aufl. 2019, StGB § 186 Rn. 8 unter 
Verweis auf RG, 10. September 1897 - 2907/97; RGSt 30, 225). Auch die Weitergabe 
in einem 2er Chat erfüllt damit den Tatbestand des Verbreitens im Sinne von § 186 
StGB. 
 
50 
Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass die Behauptung unwahr ist. Insoweit 
kommt es auf die Nichterweislichkeit der Wahrheit der Behauptung als objektiven 
Strafausschließungsgrund (vgl. BGH, 12. Februar 1958 - 4 StR 189/57) nicht an. 
 
51 
Die Klägerin kann sich auch nicht auf ihr Recht zur freien Meinungsäußerung (Art. 
5 GG) berufen. Das Grundrecht ist nicht schrankenlos gewährleistet (vgl. BAG, 18. 
Dezember 2014 – 2 AZR 265/14; Rn. 18), sondern wird durch das Recht der 
persönlichen Ehre gem. Art. 5 Abs. 2 GG beschränkt und muss mit diesem in ein 



ausgeglichenes Verhältnis gebracht werden. Zwar dürfen Arbeitnehmer – auch 
unternehmensöffentlich – Kritik am Arbeitgeber, ihren Vorgesetzten und den 
betrieblichen Verhältnissen üben und sich dabei auch überspitzt äußern. Allerdings 
muss der auch strafrechtlich gewährleistete Ehrenschutz beachtet werden. 
 
52 
Die Klägerin kann sich für ihr Verhalten auch nicht mit Erfolg auf einen 
Rechtfertigungsgrund, insbesondere die Wahrnehmung berechtigter Interessen (§ 
193 StGB) berufen. 
 
53 
Eine Ehrverletzung, wie die üble Nachrede, ist nicht schon deshalb gerechtfertigt, 
weil mit der Äußerung irgendwelche rechtlich schutzwürdigen Interessen verfolgt 
werden, sondern nur dann, wenn diese schutzwürdigen Interessen sich gerade auch 
gegenüber dem Recht auf Ehre durchsetzen dürfen. Insoweit ist eine Güter- und 
Interessenabwägung durchzuführen (vgl. BAG, 18. Dezember 2014 – 2 AZR 265/14; 
Rn. 18). 
 
54 
Nicht der Wahrnehmung berechtigter Interessen dienen Äußerungen, die lediglich 
der Freude am Klatsch, der Befriedigung menschlicher Neugier und der Erregung von 
Sensationen dienen (Schönke/Schröder/Eisele/Schittenhelm, 30. Aufl. 2019, StGB 
§ 193 Rn. 9). Zugunsten der Klägerin kann unterstellt werden, dass sie in Sorge um 
ihr eigenes Wohl war und sich als Frau an ihrem Arbeitsplatz in der Firma nicht mehr 
sicher fühlte, nachdem sie von der Behauptung gehört hatte, Herr R. S. sei ein 
verurteilter Vergewaltiger. Sie könnte mit der Weitergabe der Behauptung gegenüber 
ihrer Kollegin, Frau S. D., versucht haben, sich Klarheit über den Wahrheitsgehalt 
der Behauptung zu verschaffen. Für eine derartige Klärung der Faktenlage ist jedoch 
eine Kollegin nicht unbedingt die geeignete Ansprechpartnerin. Darüber hinaus hatte 
sich die Klägerin zum Zeitpunkt des Chats mit ihrer Kollegin bereits entschieden, 
nicht mehr weiter für die Beklagte arbeiten zu wollen. Stand ihr Entschluss fest, ist 
kein berechtigtes Interesse mehr erkennbar, weshalb die Klägerin das Gerücht in 
Wahrnehmung berechtigter Interessen verbreiten können soll. Die Sorge um das 
eigene Wohl und das Wohl einer Kollegin rechtfertigt nicht das Verbreiten des 
Gerüchtes, denn das Verbreiten des Gerüchts ist per se nicht geeignet, die eigene 
Sicherheit oder auch nur das von ihr empfundene Sicherheitsgefühl zu verbessern. 
Außerdem versuchte sie, auch die Kollegin dazu zu bringen, die Arbeit im Betrieb der 
Beklagten zu beenden. 
 
55 
Eine Rechtfertigung scheidet damit aus. Die Weitergabe des Gerüchtes über 
WhatsApp an die Kollegin stellt einen Grund dar, der „an sich“ geeignet ist, eine 
außerordentliche Kündigung zu rechtfertigen. 
 
56 
3. Auch bei der Interessenabwägung im Einzelfall überwiegt das Interesse der 
Beklagten an einer sofortigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses gegenüber dem 
Interesse der Klägerin an der Einhaltung der 14-tägigen Kündigungsfrist. 
 
57 
Bei der unwahren Tatsache, die von der Klägerin verbreitet wurde, handelt es sich 
um eine äußert gravierende Beschuldigung. Es wurde verbreitet, der Mitarbeiter R. 
S., der Vater des Geschäftsführers der Beklagten, sei wegen der Tat einer 
Vergewaltigung (§ 177 StGB) verurteilt worden. Eine Vergewaltigung ist ein 
Verbrechenstatbestand mit einer Mindeststrafandrohung von 2 Jahren (§ 177 Abs. 6 
StGB). Soweit – wie im vorliegenden Fall – die Behauptung unwahr ist, ist die mit der 
Verbreitung einhergehende Rufschädigung des Betroffenen erheblich. Dies betrifft 



nicht nur den Kreis der Mitarbeiter des Betriebes, sondern auch die Außenwirkung 
des Arbeitgebers. Würde das - objektiv falsche - Gerücht nach außen gelangen, 
könnten auch Kundenbeziehungen auf dem Spiel stehen. 
 
58 
Zu Ungunsten der Klägerin ist zu berücksichtigen, dass das Arbeitsverhältnis zum 
Zeitpunkt des Vorfalles noch nicht einmal drei Tage bestanden hat. Ein durch längere 
Betriebszugehörigkeit verdienter Bestandsschutz war für die Klägerin hiermit noch 
nicht verbunden. 
 
59 
Zu Ungunsten der Klägerin ist weiter zu berücksichtigen, dass es sich nicht um einen 
Einzelfall gehandelt hat. Die Klägerin hat im gleichen Chat mit Frau D. auch noch 
behauptet, Herr S. habe auch noch einen Versicherungsbetrug begangen. 
 
60 
Der Verschuldensvorwurf an die Klägerin ist nicht unerheblich. Sie hat das Gerücht 
nicht einer Überprüfung, z.B. durch eigene Nachfragen an ihren Bekannten zu den 
näheren Umständen (z.B. wann sich der Vorfall bzw. die Verurteilung sich ereignet 
haben soll…) unterzogen, sondern die Behauptung in dem Chat mit ihrer Kollegin als 
feststehende Tatsache behandelt. Dies, obwohl die Klägerin das Gerücht aus einer 
Quelle erhielt, die nach allgemeiner Lebenserfahrung nicht unbedingt für eine hohe 
Authentizität bekannt ist, nämlich aus einem Gespräch an einer Bar. 
 
61 
Die Behauptung war zudem geeignet, die Position des Geschäftsführers zu 
untergraben, da sich die unzutreffende diffamierende Behauptung auf dessen Vater 
bezog. Die Untergrabung der Position eines Vorgesetzten muss der Arbeitgeber aber 
nicht hinnehmen (vgl. BAG, 10. Dezember 2009 - 2 AZR 534/08). 
 
62 
4. Vor Ausspruch der Kündigung war auch keine Abmahnung erforderlich. Eine 
vorherige Abmahnung ist unter Berücksichtigung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ausnahmsweise entbehrlich, wenn eine 
Verhaltensänderung in Zukunft trotz Abmahnung nicht erwartet werden kann oder 
es sich um eine solch schwere Pflichtverletzung handelt, deren Rechtswidrigkeit dem 
Arbeitnehmer ohne weiteres erkennbar ist, und bei der die Hinnahme des Verhaltens 
durch den Arbeitgeber offensichtlich ausgeschlossen ist (BAG, 23. Oktober 2008 - 2 
AZR 483/07). 
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In Anbetracht der Strafbarkeit (§ 186 StGB) ihres Verhaltens, war für die Klägerin 
erkennbar eine Hinnahme des Verhaltens durch die Beklagten offensichtlich 
ausgeschlossen. Die ehrenrührige und wahrheitswidrige Behauptung bezog sich zum 
einen auf den Vater des Geschäftsführers, der auch für die Beklagte arbeitet. Zum 
anderen ist mit der Behauptung, Herr S. sei wegen Vergewaltigung verurteilt, wegen 
des hohen Unrechtsgehalt einer solchen Tat ein äußerst schwerwiegender Vorwurf 
verbunden. 
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5. Auf den Inhalt des Schriftsatzes der Bevollmächtigten der Beklagten vom 12. März 
2019 kam es für die Entscheidungsfindung nicht an. Insoweit war die Gewährung 
des vom Bevollmächtigten der Klägerin beantragten Schriftsatzrechts nicht 
notwendig. 
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C) Nebenentscheidungen 
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO. Gründe, die Revision 
zuzulassen, lagen nicht vor. Alle entscheidungserheblichen Fragen sind 
höchstrichterlich geklärt. Die Entscheidung beruht auf den Umständen des 
Einzelfalls. 
 
 

 
 
 


